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Allschwiler Finanzen 
geraten in die roten Zahlen
Einwohnerrat lehnt Steuererhöhung trotz hohem Budgetdefizit ab 

Birsfelden bleibt im Tal der Tränen
Budget 2014 mit hohem Defizit nicht nur wegen Pensionskasse

Von Michel Schultheiss

Birsfelden. Am zweiten Abend der Ge-
meindeversammlung füllte sich die 
Aula des Rheinpark-Schulhauses nicht 
so stark wie am Vortag. Im Mittelpunkt 
des Dienstagabends stand das Budget. 
Der Gemeinderat legte für das bevorste-
hende Jahr ein stark negatives Budget 
vor. Dieses schliesst mit einem Defizit 
von über 28 Millionen Franken ab. Der 
Verlust ist mit der Ausfinanzierung der 
Basellandschaftlichen Pensionskasse in 
der Höhe von rund 27 Millionen Fran-
ken zu erklären. 

Hinzu kommen weitere Kostenstei-
gerungen in den Bereichen Bildung, Ge-
sundheit und Soziales. Als Beispiele 
nannte Gemeindepräsident Christof 
Hiltmann (FDP) etwa den Anstieg der 
Pflegetaxen, die Zunahme von IV-Fall-
zahlen wegen Gesetzesänderungen so-
wie neue Kindergärten. 

Rigorose Sanierungsmassnahmen
Letztes Jahr hat der Gemeinderat 

einen Masterplan veröffentlicht. Darin 
wurden Ideen entwickelt, um die vor-
aussichtlichen Mehrkosten abzufangen 
und die Finanzen in den kommenden 

Jahren zu stabilisieren. Wie Hiltmann 
festhielt, gebe es weiterhin ein struktu-
relles Defizit, auch mit dem Masterplan. 
«Wir müssen rigorose Sanierungsmass-
nahmen einleiten», meinte der Gemein-
depräsident. Um nicht unter die Auf-
sicht des Kantons zu fallen, müssten die 
Fehlbilanzen innerhalb der nächsten 
paar Jahre gelöst werden, um das «Tal 
der Tränen» glimpflich durchschreiten 
können. «Es ist mehr als ernst, doch wir 
müssen die Situation selber lösen», be-
tonte Hiltmann. 

Die Gemeindeversammlung stimm-
te schliesslich allen Globalbudgets der 
Aufgabenbereiche für 2014 und dem 
sich ergebenden Defizit mit grossem 
Mehr zu. Allen Anwesenden, die sich zu 
Wort meldeten, war aber klar, dass das 
Thema Finanzen damit noch nicht vom 
Tisch ist und auch im kommenden Jahr 
eine Herausforderung für Birsfelden 
sein wird.

Vorher waren noch zwei andere 
Traktanden an der Reihe. Der Gesamt-
revision der Bau- und Strassenlinien 
wurde mit grossem Mehr zugestimmt, 
das neu ausgearbeitete Feuerwehr-
reglement erfuhr eine einstimmige  
Annahme.

Gempen erhöht Steuern ein wenig 
Stimmbürger akzeptieren nur einen Anstieg um fünf Prozentpunkte

Von Thomas Immoos

Gempen. Die Sozialkosten und die Bil-
dung sind die grössten Kostenfresser im 
Haushalt der Gemeinde Gempen, führ-
te Gemeinderat Stefan Sauter aus. An 
der Gemeindeversammlung stellte er 
das Budget 2014 vor, das bei einem Er-
trag von 4,20 Millionen und einem Auf-
wand von 4,37 Millionen einen Fehlbe-
trag von rund 170 000 Franken vor-
sieht. Sauter betonte, dass dieses Defizit 
auf der erhöhten Gemeindesteuer von 
neu 120 Prozent der Staatssteuer basie-
re, was das umstrittenste Geschäft der 
Versammlung war. 

Gleichzeitig hielt der Gemeinderat 
fest, dass die Gemeinde «die Kosten, die 
wir beeinflussen können, im Griff hat». 
Sauter äusserte auch Unverständnis 
darüber, dass Gempen nach wie vor zu 
den Gebergemeinden im kantonalen 
 Finanzausgleich gehöre. Im nächsten 
Jahr dürfte die Gemeinde 14 000 Fran-
ken in diesen Fonds einzahlen müssen.

Die Defizite der letzten Jahre habe 
Gempen aus dem Eigenkapital decken 
können. Um dieses nicht weiter in An-
spruch nehmen zu müssen, komme 
man, so Sauter, um eine Steuererhö-
hung nicht herum.

Die Versammlung hatte durchaus 
Verständnis für die Notwendigkeit einer 
Steuererhöhung. Aber gleich zehn Pro-
zent sei «zu krass», «überzogen» oder 
«unverhältnismässig», wie sich einige 
Votanten äusserten. Ein Stimmberech-

tigter schlug stattdessen vor, eine Erhö-
hung auf 115 Prozent vorzunehmen. 
Ein anderer erinnerte daran, dass der 
Steuersatz vor einigen Jahren noch 136 
Prozent betragen hatte und seither kon-
tinuierlich gesenkt wurde. Dies habe 
dazu geführt, dass Gempen eine attrak-
tive Gemeinde für Neuzuzüger gewor-
den sei. Eine Steuererhöhung würde 
diese Leute verprellen, hiess es.

Defizit wird deutlich höher
Unmut regte sich vor allem gegen 

den Kanton, der «zwar befiehlt, aber 
nicht zahlt». Es sei an der Zeit, dagegen 
zu rebellieren und entsprechende Ge-
setzesänderungen anzustossen. Ge-
meindepräsident Patrick Stadler warn-
te: Bei einer Erhöhung um nur fünf Pro-
zent steige das Defizit zusätzlich um 
weit über 120 000 Franken. Trotzdem 
obsiegte die geringere Erhöhung mit 60 
gegen 43 Stimmen gegen den gemein-
derätlichen Vorschlag. Das Budget wur-
de einstimmig gutgeheissen.

Auch wenn die Gemeinde nur die 
notwendigsten Investitionen tätigt, so 
sind dafür im kommenden Jahr 400 000 
Franken vorgesehen. Kritik am Gemein-
derat gab es bei der Sanierung der 
Schiessanlage in Hochwald, an die 
Gempen 37 000 Franken beizutragen 
habe. Der Gemeinderat hätte Alternati-
ven prüfen sollen, etwa den Beitritt zu 
einer anderen Gemeinschaftsanlage. 
Aber der Antrag, den Kredit abzuleh-
nen, fand keine Mehrheit.

Klares Ja zur Bürgergemeinde
Tecknau setzt auf Tradition und lehnt Auflösung ab 

Von Christian Horisberger

Tecknau. Die Tecknauer Bürger-
gemeinde existiert weiter. Mit 21 gegen 
zwei Stimmen hat die Bürgergemeinde-
versammlung die vom Bürgerrat be-
antragte Auflösung der Körperschaft 
abgelehnt. Man wolle etwas Gewachse-
nes, Traditionelles nicht aufgeben, ohne 
dass irgendwelcher Druck bestehe, ar-
gumentierten die Gegner. 

Der Bürgerrat – er ist identisch mit 
dem Gemeinderat der Einwohner-
gemeinde – hatte seinen Antrag mit dem 
bescheidenen Interesse am Bürger-
wesen begründet. Fünf bis maximal 
zehn Teilnehmende hätten in jüngerer 
Vergangenheit die Bürgergemeindever-
sammlungen besucht. Entscheide, bei-
spielsweise über Einbürgerungen, wä-
ren breiter abgestützt, wenn die Ein-
wohnerversammlung darüber befände. 

Die Fürsprecher der Bürgergemein-
de übten an der Versammlung vom 
Dienstag auch Selbstkritik: Es sei gut, 
dass die Auflösung traktandiert worden 
sei; die Diskussion sei ein Signal, dass 
die Bürger etwas mehr für die Instituti-
on tun müssten.

Am allermeisten dürfte sich Georges 
Thüring über den Weiterbestand der 

Tecknauer Bürgergemeinde freuen. Der 
Präsident des Verbands Basellandschaft-
licher Bürgergemeinden hatte nämlich 
den Widerstand mobilisiert, als ihm die 
Tecknauer Pläne zu Ohren gekommen 
waren. Tecknau zeige den richtigen Weg 
auf, sagt Thüring. Denn die Bürger-
gemeinde sei wichtig: Sie trage Sorge 
zum Wald, kümmere sich um Einbürge-
rungen und pflege Kultur und Traditio-
nen. Diese Leistungen und Werte seien 
unverzichtbar.

In zehn Dörfern abgeschafft
Thüring ist zudem überzeugt, dass 

eine Bürgergemeinde ihre wenigen Auf-
gaben besser wahrnehmen kann, als 
wenn diese zusätzlich der Einwohner-
gemeinde auferlegt würden. Er muss es 
wissen: Ehe Thüring das Bürgerpräsidi-
um übernahm, war er Präsident der Ein-
wohnergemeinde Grellingen.  

Neuland hätte Tecknau mit der Ab-
schaffung der Bürgergemeinde nicht 
betreten. Während den vergangenen 
zehn Jahren haben gemäss Daniel 
Schwörer von der Stabsstelle für Ge-
meinden zehn Oberbaselbieter Dörfer 
ihre Bürgergemeinde aufgelöst. Weitere 
Gemeinden mit entsprechenden Plänen 
seien ihm nicht bekannt.

Von Regula Vogt

Allschwil. Die Allschwiler dürfen sich, 
im Gegensatz zu den Binningern, auf ih-
ren Neujahrsapéro freuen. Der Ein-
wohnerrat hat das Budget 2014 geneh-
migt, mit dem unveränderten Steuer-
fuss von 58 Prozent und einem Defizit 
von 2,42 Millionen Franken bei einem 
Gesamtaufwand von 84,961 Millionen 
Franken. Der Entscheid fiel mit 14 Ja 
gegen 13 Nein bei acht Enthaltungen al-
lerdings äusserst knapp.  

In beiden Finanzvorlagen, die der 
Einwohnerrat zu behandeln hatte, do-
miniert die Farbe Rot. Gemeinderat 
Franz Vogt präsentierte nicht nur ein 
defizitäres Budget 2014, sondern auch 
eine Finanzplanung 2014–2018, die 
von jährlichen Fehlbeträgen bis zu acht 
Millionen ausgeht. Für das Defizit von  
2,42 Millionen Franken im Budget 2014 
sorgten gestiegene Ausgaben in ver-
schiedenen Bereichen. Eine deutliche 
Zunahme von netto 2,1 Millionen Fran-
ken verzeichnet die Sozialhilfe. 

Der Finanzplan schreibe einfach das 
Budget 2014 weiter, das sei für ihn völ-
lig inakzeptabel, hielt der neue Finanz-
chef fest. Nach guten Jahren sei es zu 
einer Trendumkehr gekommen, die 

ohne noch zu ergreifende Gegenmass-
nahmen in einem strukturellen Defizit 
enden würde. «Für 2015 muss der 
Trend gestoppt werden – mit allen Kon-
sequenzen», sagte Vogt. «Der Kosten-
anstieg vor allem im Sozialbereich  
kam zu schnell, Korrekturen brauchen 
etwas Zeit.»

Kritik an Schulhauskosten
Aus heiterem Himmel kam das alles 

nicht. Einwohnerrat und Stimmvolk ha-
ben mit dem neuen Primarschulhaus 
Gartenhof und mehreren Kindergärten 
Investitionen in Rekordhöhe gutgeheis-
sen. Gemeinderatsvizepräsidentin Ni-
cole Nüssli erinnerte daran, dass der 
Einwohnerrat mit der Unterkellerung 
von Kindergärten noch mehr Ausgaben 
als vom Gemeinderat beantragt be-
schlossen habe. Nüssli wies den von 
Ueli Keller (EVP, Grüne) erhobenen 
Vorwurf der mangelnden Transparenz 
bei der Finanzierung des neuen Schul-
hauses vehement zurück. Der Gemein-
derat habe gesagt, dass er drei bestimm-
te Grundstücke verkaufen wolle. Nüssli 
versicherte, der Gemeinderat sei bereit 
für eine Aufgabenüberprüfung.

Ein Teil des Einwohnerrats wollte 
sofort handeln. SVP und GLP/BDP spra-

chen sich für Sparen und eine Rückwei-
sung des Budgets aus. Mit 19 zu  
16 Stimmen trat das Parlament jedoch 
auf die Vorlage ein. Gescheitert ist auch 
die SP mit ihrem Antrag für eine Erhö-
hung des Steuerfusses für natürliche 
Personen von 58 auf 59,5 Prozent. Kurt 
Kneier (CVP) plädierte für eine zweck-
gebundene befristete Steuererhöhung 
ab 2015. Mit 15 Nein gegen zwölf Ja bei 
acht Enthaltungen lehnte das Parla-
ment in einer namentlichen Abstim-
mung die Steuererhöhung ab. 

Nur CVP und FDP voll dafür
Damit änderte sich für die SP die 

Ausgangslage. «Wir können dem Bud-
get so nicht zustimmen», kündigte 
Jean-Jacques Winter an. In einer weite-
ren namentlichen Abstimmung kam es 
zum Showdown. Für die Genehmigung 
des Budgets sprachen sich 14 Mitglie-
der, nämlich alle Vertreter der CVP (6) 
und der FDP (5), zwei Mitglieder der SP 
und eines der EVP/Grünen aus. 

Die 13 Nein-Stimmen kamen von 
der SVP (7), der GLP/BDP (4), dem par-
teilosen Naef und dem SP-Mann Bruno 
Gadola.  Die acht Stimmenthaltungen 
stammten aus den Reihen der SP und 
der EVP/Grünen.

Kosten von 70 Millionen. Das Schulhaus Gartenhof wurde im Juni von den Stimmbürgern gutgeheissen.  Visualisierung Samuel Rey

Harter Kampf ums Muttenzer Budget
Defizit steigt auf fast eine halbe Million, Steuererhöhung ist für 2015 geplant

Von Tobias Gfeller

Muttenz. In Anbetracht grosser finanzi-
eller Lasten diskutierte die Muttenzer 
Gemeindeversammlung am Dienstag-
abend leidenschaftlich über das Budget 
2014. Es schliesst mit einem Minus von 
rund 460 000 Franken.

Die Muttenzer Gemeindeversamm-
lung strich mehrere geplante Investitio-
nen und Ausgaben in den verschiedens-
ten Bereichen. Weil die knapp 150 An-
wesenden auch immer wieder Herz für 
einzelne Projekte zeigten und sogar 
eine Parkraumbewirtschaftung für das 
Gebiet Margelacker strichen, womit sie 
auf zusätzliche Einnahmen von mindes-
tens 120 000 Franken verzichteten, re-
sultierte am Ende der Diskussion sogar 
ein Defizit von 464 000 Franken. Der 
Gemeinderat präsentierte zuvor einen 
Voranschlag mit einem Minus von 
knapp 350 000 Franken. 

2018 wieder ein Gewinn 
Finanzchef Marcus Müller (FDP) 

blickte zu Beginn der Gemeindever-
sammlung in eine Zukunft voller finan-
zieller Herausforderungen. Im Finanz-
plan 2014–2018 stehen Investitionen 

für Bildung, Pflege 
und Infrastruktur 
von über 55 Millio-
nen Franken an. 
Vor allem der Bil-
dungssektor mit ei-
nem Schulhaus-
neubau und diver-
sen Renovationen 
drückt auf die Mut-
tenzer Gemeinde-

kasse. Trotz dieser Aufwendungen wol-
le der Gemeinderat den Haushalt kons-
tant halten, sagte Müller. «Nach Auf-
wandüberschüssen in den kommenden 
Jahren sehen wir für 2018 bereits wie-
der einen Gewinn voraus», machte Mül-
ler Hoffnung auf bessere Zeiten. 

Allzu grosse Bedenken über die ak-
tuelle Finanzlage liess er gar nicht erst 
aufkommen. «Solche Investitionszy-
klen sind bei Gemeinden ganz normal.» 
Für 2015 sieht der Gemeinderat eine 
Steuererhöhung von derzeit 56 auf  
58 Prozent vor. 

Die Mehreinnahmen von rund 
900 000 Franken sind aber zweckge-
bunden für die Ausfinanzierung der 
Pensionskasse. Das Sparpaket 2014 
plus mit insgesamt 14 Massnahmen soll 

das Budget künftig entlasten. In den 
Budgets 2014 und 2015 ergeben sich 
dadurch Nettoeinsparungen von insge-
samt 1,3 Millionen Franken. 

Schulhauseröffnung in Gefahr 
Im Investitionsplan integriert war 

auch der Projektierungskredit von 
600 000 Franken für das Schulhaus 
Gründen, das komplett neu gebaut 
wird. Eine grösstenteils bürgerliche 
Gruppe aus Kommissionsmitgliedern 
setzte eine externe, unabhängige Bau-
herrenvertretung durch. Dieses Gremi-
um kostet zusätzlich 80 000 Franken 
und soll die ganze Projektentwicklung 
überwachen.

 Gemeinderat Thomi Jourdan (EVP) 
reagierte genervt. «Weil dies den gan-
zen Ablauf verzögert, gerät die Eröff-
nung des Schulhauses in Gefahr.» Diese 
ist für den Sommer 2017 geplant und 
von grosser Bedeutung, da die Schüler-
zahlen in Muttenz laufend steigen. 
Während der Diskussion stritten Jour-
dan und Antragsteller polemisch um 
Redeminuten und rüffelten sich gegen-
seitig an. Am Ende genehmigte die Ver-
sammlung das Budget mit einem gros-
sen Mehr.  

Thomi Jourdan.


